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Warum diese Berichte? 

 

Politische Parteien sind unverzichtbare Ak-

teure eines repräsentativen demokratischen 

Systems. Um ihre Funktionen erfüllen zu 

können, müssen Parteien in ein funktionie-

rendes Parteiensystem eingebettet sein. 

Während zur Arbeit politischer Parteien und 

den Parteiensystemen in konsolidierten 

westlichen Demokratien zahlreiche Studien 

existieren, ist dies für die Länder Sub-

Sahara-Afrikas nicht der Fall. Verlässliche 

Informationen liegen, wenn überhaupt, nur 

sehr verstreut vor. Sie sind außerdem meist 

nicht sehr detailliert, häufig nicht aktuell 

und beschränken sich zudem üblicherweise 

auf das formale Regelwerk, ohne auf die 

tatsächlichen Abläufe einzugehen. 

 

Dabei sind detaillierte Informationen zu den 

politischen Systemen Sub-Sahara-Afrikas 

heute notwendiger denn je. Die „dritte Wel-

le der Demokratisierung“ (Samuel P. Hun-

tington 1993) hat seit 1990 auch den afri-

kanischen Kontinent erreicht. In den meis-

ten Ländern wurden Mehrparteiensysteme 

geschaffen und demokratische Wahlen ab-

gehalten. Seitdem befinden sich diese Län-

der in mühsamen politischen Transiti-

onsprozessen, deren Ergebnisse noch offen 

sind. Für ein  besseres Verständnis und eine 

präzisere Einschätzung des Verlaufs und des 

gegenwärtigen Standes dieser Transiti-

onsprozesse fehlen oft detaillierte Informa-

tionen. Indem die Berichte dieser Reihe die 

historische Entwicklung von Parteien und 

Parteiensystemen nachzeichnen sowie die 

aktuelle Situation in den Ländern Sub-

Sahara-Afrikas darstellen, tragen sie dazu 

bei, diese Informationslücke zu schließen. 

Aufgrund des thematischen Fokus auf Par-

teien konnten alternative Akteure der De-

mokratisierung nur am Rande berücksichtigt 

werden.  

 

 

Aufgrund der jahrzehntelangen Präsenz in 

vielen Ländern Sub-Sahara-Afrikas und der 

kontinuierlichen Unterstützung der Demo-

kratisierungsprozesse in diesen Ländern, 

verfügen die MitarbeiterInnen der Friedrich-

Ebert-Stiftung über detaillierte Kenntnisse 

der historischen Entstehung von Parteien 

und Parteiensysteme in den jeweiligen Län-

dern. Diese werden in den Länderberichten 

der Reihe „Parteien und Parteiensysteme in 

Afrika“ gebündelt präsentiert. Es liegen 

Berichte zu den folgenden Ländern vor: 

 

• Angola 

• Äthiopien 

• Benin 

• Botswana 

• Côte d’Ivoire 

• Ghana 

• Kamerun 

• Kenia 

• Madagaskar 

• Mali 

• Mauritius 

• Mosambik 

• Namibia 

• Nigeria 

• Sambia 

• Senegal 

• Simbabwe 

• Südafrika 

• Tansania 

• Uganda 
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Während sich in den meisten afrikanischen 

Ländern nach dem Ende der Kolonialzeit der 

Trend zur Einparteien- oder Militärherrschaft 

durchgesetzt hat, kann Botswana seit seiner 

Unabhängigkeit 1966 auf eine stabile 

Mehrparteiendemokratie zurückblicken. Seit 

40 Jahren finden alle fünf Jahre freie und 

faire Wahlen statt, zu denen Kandidaten 

mehrerer Parteien antreten. 

 

Trotz der formal existierenden Mehrpartei-

endemokratie hat es bisher keine Oppositi-

onspartei geschafft, die seit der Unabhän-

gigkeit ohne Unterbrechung regierende 

Botswana Democratic Party (BDP) ernsthaft 

herauszufordern. Erstmalig bei den Parla-

mentswahlen 1994 wurde die Dominanz 

der Regierungspartei durch die einzig ernst 

zunehmende Oppositionspartei Botswana 

National Front (BNF) überhaupt in Frage 

gestellt. Die damit verbundene Erwartung 

eines Regierungswechsels bei den folgen-

den Wahlen konnte jedoch nicht erfüllt 

werden. 

 

Botswana ist das einzige Land in Sub-Sahara 

Afrika, in dem eine Mehrparteiendemokratie 

seit den ersten Wahlen bis heute Bestand 

hat. Allenfalls Mauritius hat eine vergleich-

bar durchgängige demokratische Tradition. 

Im Februar 1965, also vor 40 Jahren, 18 

Monate vor der Unabhängigkeit wurde im 

damaligen britischen Protektorat _ÉÅÜì~å~J

ä~åÇ gewählt. Während sich die sozioöko-

nomischen Verhältnisse in Botswana seit der 

Unabhängigkeit drastisch gewandelt haben, 

blieb das Parteiensystem im Kern ohne grö-

ßere Umwälzungen. Zum Zeitpunkt der Un-

abhängigkeit gehörte Botswana zu den 

ärmsten Ländern weltweit. Das rasante 

Wirtschaftswachstum seit den Diamanten-

funden in den 60er Jahren katapultierte 

Botswana auf der UN-Entwicklungsskala 

zum Spitzenreiter Afrikas. Der finanzielle 

Gewinn des Wirtschaftswachstums wurde 

zu einem Großteil zur Finanzierung der 

Entwicklung Botswanas, insbesondere in 

den Bereichen Bildung und Infrastruktur, 

verwendet. Botswana erreicht bei Transpa-

rency International in den letzten Jahren 

stets den niedrigsten  Korruptionsindex in 

Sub-Sahara Afrika. 

 

Seit der Staatsgründung 1966 regiert die 

Botswana Democratic Party (BDP) ununter-

brochen mit absoluter Mehrheit und stellt 

damit auch stets den Präsidenten. Bei allen 

bisherigen Parlamentswahlen konnte sie von 

der jahrzehntelangen positiven Wirtschafts-

entwicklung und einer schwachen, zersplit-

terten Opposition profitieren. Der Einfluss 

der BDP konsolidierte sich so weit, dass 

Botswana heute als „Dominant Party Sys-

tem“ klassifiziert wird. Trotz eines politi-

schen Systems, das Oppositionsparteien 

zumindest formal die Möglichkeit bietet, um 

die Regierungsmacht zu konkurrieren, sieht 
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sich die Opposition erheblichen Schwierig-

keiten gegenüber. Die einzig relevante Op-

positionspartei Botswana National Front 

(BNF) konnte über die Jahrzehnte hinweg 

bei Wahlen zwar an Stimmen gewinnen 

und stellte bei den Wahlen 1994 erstmals in 

Ansätzen eine Bedrohung der Regierungs-

partei dar, doch scheiterte sie immer wieder 

an ihrer internen Uneinigkeit. Dies zeigt sich 

schon darin, dass es im Laufe der Zeit insge-

samt acht Abspaltungen von der BNF gege-

ben hat.  

 

I.  GESCHICHTE UND STRUKTUR DES 

MEHRPARTEIENSYSTEMS 

 

Im Gegensatz zu vielen anderen afrikani-

schen Staaten verlief der Übergang zur Un-

abhängigkeit in Botswana nach 80 Jahren 

britischer Herrschaft auf friedliche Weise, 

ohne anti-kolonialen Kampf und Befrei-

ungsbewegungen. Während in anderen 

Staaten Afrikas solche Bewegungen die 

Basis politischer Parteien bildeten, mussten 

Parteien in Botswana nie eine derartige 

Transformation durchmachen. Vielmehr 

gründeten sich die ersten Parteien Botswa-

nas, nachdem die Briten dem Übergang in 

die Unabhängigkeit bereits im Prinzip zuge-

stimmt hatten.  

 

Auch in Botswana gab es anfängliche Kon-

flikte zwischen dem gerade in die Unab-

hängigkeit entlassenen neuen Nationalstaat 

und den um ihre Macht fürchtenden traditi-

onellen Chiefs der Stämme, doch wurde 

dieses Gegeneinander im Rahmen eines 

demokratischen politischen Systems ausge-

tragen. Hinzuzufügen ist, dass die Bevölke-

rung Botswanas ethnisch relativ homogen 

zusammengesetzt ist und damit weniger 

Zündstoff für ethnisch bedingte Konflikte 

bietet, als dies in anderen afrikanischen 

Staaten der Fall sein mag. Dass die traditio-

nellen Autoritäten schließlich der neu ent-

standenen BDP ihre Zustimmung gaben, ist 

nicht zuletzt Sir Seretse Khama zu verdan-

ken. Neben seiner Rolle als Thronfolger des 

größten und einflussreichsten Stammes der 

Tswana, war er Mitbegründer und Parteivor-

sitzender der BDP und später auch der erste 

Präsident Botswanas. Auf diese Weise stand 

die Person Seretse Khama für die Transfor-

mation von einer traditionellen zu einer de-

mokratischen Herrschaftsform. Einen Eli-

tenwechsel hat es in Botswana nie gegeben. 

 

Anfänge der botswanischen Parteien 

Seit der Unabhängigkeit 1966 existiert in 

Botswana verfassungsrechtlich ein Mehrpar-

teiensystem, das die Existenz von Parteien 

unterschiedlicher ideologischer Ausrichtung 

erlaubt. Im Vergleich zu anderen ehemali-

gen britischen Kolonien bzw. Protektoraten 

(Botswana war nie Kolonie!) entstanden die 

Parteien in Botswana relativ spät. Erst 1959 

wurde im damaligen Protektorat _ÉÅÜì~å~J

ä~åÇ die erste Partei des Landes - die „Fede-

ral Party“ - von einem Mitglied der königli-

chen Familie gegründet. Die organisations- 

und mitgliederschwache Partei verschwand 

jedoch bereits drei Jahre später von der poli-

tischen Bildfläche. Den zweiten ernsthaften 

Versuch stellte die 1960 gegründete Bots-

wana Peoples Party (BPP) dar. Die Partei 

verstrickte sich jedoch schon bald in inner-

parteiliche Flügelkämpfe, die 1964 zur Spal-

tung der BPP führten.  

 

1962 wurde die Botswana Democratic Party 

(BDP) gegründet und war maßgeblicher 

Verhandlungsführer bei den Übergangsver-

handlungen mit der britischen Administrati-

on. Die BDP stellte einen Zusammenschluss 

von Angehörigen des Stammesadels und 

der während der Kolonialzeit entstandenen 

neuen Mittelschicht dar, die im Wesentli-

chen aus Rinderzüchtern bestand. Die Füh-
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rung der Partei und später auch die erste 

Präsidentschaft in der neugegründeten Re-

publik Botswana übernahm Sir Seretse Kha-

ma. Er war der rechtmäßige Thronfolger der 

_~ã~åÖï~íç, des bis heute größten und 

einflussreichsten Stammes innerhalb der 

Tswana-Gruppe. Die Partei Seretse Khamas 

erhielt neben der Unterstützung der _~J

ã~åÖï~íç auch die Unterstützung von fast 

allen traditionellen und modernen Eliten des 

Landes. 

 

Zur ersten Parlamentswahl 1965 traten ne-

ben der BDP die aus der ursprünglichen BPP 

entstandene gleichnamige Partei und die 

Botswana Independence Party (BIP) an. 

Während die BDP fast alle Sitze im Parla-

ment gewann, war die BPP die einzige Par-

tei, die es überhaupt schaffte, im Parlament 

vertreten zu sein, wenn auch nur mit 3 Sit-

zen. Sowohl die BPP als auch die BIP existie-

ren zwar noch heute, doch gewannen sie 

letztmalig 1974 bzw. 1984 einen Sitz im 

Parlament. Sie sind heute von geringer poli-

tischer Relevanz.  

 

Die heute wichtigste Oppositionspartei, die 

Botswana National Front (BNF), formierte 

sich 1967 und trat erstmals 1969 zur Wahl 

an. Die BNF vertrat damals sozialistische 

Positionen im Stile der SED der ehemaligen 

DDR. Die BNF hat in der Sozialistischen In-

ternationalen (SI) Beobachterstatus. 

 

Rechtliche Rahmenbedingungen und 

Institutionen 

Die Mehrparteiendemokratie ist im politi-

schen System Botswanas institutionell fest 

verankert. 

 

Auch wenn einige Parteien primär auf loka-

ler Ebene - und auch das oftmals nur in ein-

zelnen Wahlbezirken - präsent sind, haben 

alle Parteien Botswanas den Anspruch, nati-

onale Parteien zu sein. Sowohl die Registrie-

rung als auch die ständige verfassungsrecht-

liche Aufsicht der Parteien erfolgt über das 

Verbandsregister, eine Behörde, die dem 

Ministerium für Lokalverwaltung zugeordnet 

ist. Aufgrund parteipolitischer Inaktivität 

kann eine Partei aus diesem Register auch 

wieder entfernt werden. Bisher waren da-

von die 1983 von der BDP abgespaltene 

Partei Lesedi La Botswana und die 1993 

gegründete Botswana Liberal Party betrof-

fen.   

 

In Botswana ist es Mandatsträgern erlaubt, 

die Partei zu wechseln, ohne ihr in Direkt-

wahl erhaltenes Mandat zu verlieren. We-

gen häufigen Gebrauchs dieser Möglichkeit 

wurde von einer Abgeordneten der BDP der 

Antrag („jçíáçå“) eingebracht, dass das 

„`~êéÉí=`êçëëáåÖ“ mit Neuwahlen im jewei-

ligen Wahlkreis verbunden werden soll. Der 

Entwurf ist jedoch bis heute nicht vom Par-

lament verabschiedet worden. Parteiunab-

hängige Kandidaten sind bei Wahlen eher 

selten und dann meist auch erfolglos. 

 

Zur Gewährleistung freier und fairer Wahlen 

existiert in Botswana - genau wie in vielen 

anderen Ländern des Südlichen Afrika - eine 

Unabhängige Wahlkommission1, die im 

Rahmen eines nationalen Referendums 

1997 gegründet und dem bäÉÅíçê~ä=^Åí von 

1968 ergänzend hinzugefügt wurde. Im 

Laufe der Jahre kritisierten vor allem die 

Oppositionsparteien die bis dahin existie-

rende Wahlaufsichtsbehörde2, da die perso-

nelle Besetzung direkt durch den Präsiden-

ten erfolgte und somit keinerlei Unabhän-

gigkeit garantierte. Die jetzige Unabhängige 

Wahlkommission (IEC) besteht aus 7 Teil-

zeit-Beauftragten, die auf einer All-Parteien-

                                                 
1 Independent Electoral Commission (IEC) 
2 Supervisory of Election (SE) 
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Konferenz nominiert und von der gìÇáÅá~ä=

pÉêîáÅÉ=`çããáëëáçå ernannt werden, wobei 

der Präsident der IEC gleichzeitig Richter des 

Obersten Gerichts sein muss. Zur administ-

rativen Unterstützung der IEC wurde ein 

Sekretariat gegründet, dessen Leiter direkt 

vom Präsident ernannt wird. Von der Oppo-

sition wird die Postenvergabe des Sekretari-

ats kritisiert. Auch prangert sie an, dass das 

IEC während der Wahlen auf staatlich ange-

stelltes Personal, insbesondere in den Dist-

rikten zurückgreift, was nach ihrer Auffas-

sung die Unabhängigkeit des IEC in Frage 

stellt. 

 

Das Referendum von 1997 legte zusätzlich 

zur Gründung der Unabhängigen Wahl-

kommission zwei weitere Änderungen fest: 

Das wahlfähige Alter wurde von 21 auf 18 

Jahre gesenkt und im Ausland lebende 

Batswana erhielten auch das Recht zu wäh-

len. 

 

Parteienfinanzierung 

In Botswana gibt es weder eine staatliche 

Grundfinanzierung noch eine auf Wahl-

kampf bezogene Finanzierung. Die botswa-

nischen Parteien müssen sich um ihre Finan-

zierung selbst kümmern. Über Mitgliedsbei-

träge3, private Spenden, Einnahmen aus 

dem Verkauf von Parteidokumenten und 

sonstigen Spenden mobilisierenden Veran-

staltungen finanzieren die Parteien neben 

ihrer täglichen Arbeit ihre jeweiligen Sekre-

tariate sowie Wahlkämpfe. Die Regierungs-

partei BDP erhält zusätzliche finanzielle Mit-

tel u.a. durch die Vermietung eines kom-

pletten Bürogebäudes an Unternehmen 

bzw. vormals auch an Regierungsbehörden. 

 

                                                 
3Die Höhe der Mitgliedsbeiträge betragen bei der BDP 
10 Pula alle 5 Jahre, bei der BNF und BCP 5 Pula pro 
Jahr. Eine Mitgliedschaft auf Lebenszeit kostet bei 
diesen Parteien 100 Pula.  

Eine wesentliche Einnahmequelle der Partei-

en stellen die Beiträge der Abgeordneten, 

der Stadt- und Distrikträte, sowie im Falle 

der Regierungspartei die Beiträge der Minis-

ter dar. Während die Abgeordneten der 

BDP monatlich 100 Pula (ca. 18 Euro) zah-

len, sind es bei den beiden derzeit im Parla-

ment vertretenen Parteien BNF und BCP 500 

Pula (ca. 90 Euro). Stadt- und Distrikträte 

der Regierungspartei zahlen 50 Pula (ca. 8 

Euro) monatlich, die der BNF und BCP 300 

Pula (ca. 50 Euro). 

 

Im Kontext von Wahlen bemühen sich die 

großen Parteien zusätzlich um externe Fi-

nanzierungsquellen.4 Einen umfangreichen, 

materialreichen Wahlkampf konnte die Re-

gierungspartei 1999 führen, was größeren 

Spenden ausländischer Unternehmen zu 

verdanken ist. Die BDP geweigert sich aller-

dings, die Herkunft der Spenden zu benen-

nen. Die Bemühungen der Oppositionspar-

teien, von Unternehmen finanziert zu wer-

den, ist bisher kaum erfolgreich gewesen. 

Kandidaten müssen meist private Ressour-

cen in den Wahlkampf investieren. Gemäß 

des bäÉÅíçê~ä= ^Åí ist es jedem Kandidaten 

erlaubt, maximal 50,000 Pula (ca. 8000 Eu-

ro) im Rahmen des Wahlkampfes aus-

zugeben. Obwohl alle Kandidaten dazu 

verpflichtet sind, ihre Wahlkampfausgaben 

bekannt zu geben, wird dies in der Praxis 

selten getan. Hinzu kommt, dass der bäÉÅíçJ

ê~ä= ^Åí keinerlei Aussagen darüber macht, 

wie hoch die Ausgaben einer Partei insge-

samt sein dürfen. 

 

Per Gesetz sind Parteien nicht dazu ge-

zwungen, Betrag und Herkunft von Spen-

                                                 
4 Der BNF wurden beispielsweise vor den Wahlen 
1994 Wahlkampfautos von der südafrikanischen 
Regierungspartei zur Verfügung gestellt. Die BDP 
erhielt 1999 eine erhebliche internationale anonyme 
Spende, die laut Schatzmeister von Freunden und aus 
Geschäftskreisen stammte. 
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den und anderen Einnahmen öffentlich be-

kannt zu geben. Alle Parteien führen jedoch 

eine jährliche Rechnungsüberprüfung durch, 

deren Ergebnis vom Schatzmeister der Partei 

auf dem Parteitag präsentiert wird. Wäh-

rend sich die BDP zur Durchführung der 

Buchprüfung einer internationalen Firma 

(Price Waterhouse Coopers) bedient, greifen 

die Oppositionsparteien auf die günstigere 

Variante eines lokalen Buchprüfers zurück, 

der den Schatzmeister in seiner Arbeit un-

terstützt. Es gibt jedoch keine zentrale Be-

hörde zur Überprüfung der Finanzberichter-

stattung. 

 

Die Oppositionsparteien argumentierten 

lange Zeit gegen eine staatliche Grundfi-

nanzierung, weil sie dadurch Einflussnahme 

und Kontrolle befürchteten. Vor den letzten 

Wahlen mehrten sich jedoch die Stimmen, 

die eine staatliche Grundfinanzierung be-

fürworten. Nur zeigt nun die Regierungspar-

tei ihrerseits kein Interesse daran, die derzei-

tige Regelung zu ändern, da sie selbst vom 

Status Quo profitiert. 

 

II.  DIE PARTEIEN 

 

Laut Zulassung zu den letzten Wahlen 2004 

besteht die Parteienlandschaft Botswanas 

neben der seit der Unabhängigkeit regie-

renden Botswana Democratic Party (BDP: 

304.480 Mitglieder) aus derzeit 11 Parteien; 

die Botswana National Front (BNF: 143.130 

Mitglieder) und die 1998 von ihr abgespal-

tene Botswana Congress Party (BCP: 84.670 

Mitglieder) sind die beiden wichtigsten Op-

positionsparteien und die einzigen, die mo-

mentan im Parlament vertreten sind5. Die 

                                                 
5 Die Angaben zur Anzahl der Mitglieder, die auf den 
Aussagen einzelner Parteifunktionären beruhen, sind 
mit Vorsicht zu genießen, da keine konsolidierten 
Mitgliederregister existieren. Nach diesen Angaben 
sind fast 1/3 der Batswana Mitglieder in einer der 
Parteien (manche vermutlich auch in mehreren). Aller-

Mehrzahl der anderen, mitgliederschwachen 

Parteien entstand seit 1989 aus Abspaltun-

gen der BNF. Keine verfügt über ein Mandat 

im Parlament und in der politischen Ausei-

nandersetzung spielen sie keine wesentliche 

Rolle.  

 

Eine dominante Regierungspartei... 

Mit überwältigender Mehrheit gewann die 

BDP 1965 die ersten nationalen Wahlen, die 

ein Jahr vor der Entlassung _ÉÅÜì~å~ä~åÇë 

in die Unabhängigkeit abgehalten wurden. 

Die BDP trat als „m~êíó=çÑ=`ÜáÉÑë“ das Erbe 

der Legitimität der traditionellen Autoritäten 

an und erhielt auch die Unterstützung der 

Protektoratsverwaltung, die ihre Interessen 

bei der politisch und ökonomisch konserva-

tiv ausgerichteten BDP am besten gewahrt 

sah.  

 

Das Prestige Khama’s und die konservativ-

demokratische Ausrichtung seiner Partei 

erklären den Rückhalt, den die BDP seit ihrer 

Gründung vor allem von der traditionell und 

ländlich geprägten Bevölkerung6 erfährt. Bis 

heute ist die BDP in ihrem Selbstverständnis 

und im öffentlichen Bewusstsein insbeson-

dere mit den Setswana sprechenden Stäm-

men verbunden und vertritt das kulturelle 

und ethnische Zentrum des Landes. Die 

größte Unterstützung erfährt die BDP durch 

die _~ã~åÖï~íç und _~âïÉå~, die ca. die 

Hälfte der Bevölkerung Botswanas ausma-

chen. Die BDP hat zusätzlich Rückhalt bei 

privilegierten und urbanen, gleichzeitig aber 

auch bei unterdurchschnittlich gebildeten, 

unterprivilegierten Bevölkerungsgruppen. 

Die Anhängerschaft der Regierungspartei 

stellt also eine breit gefächerte soziale Basis 

dar. 
                                                                       
dings entspricht diese Größenordnung auch Angaben 
einer Umfrage des Instituts für Afrikakunde, Ham-
burg. 
6 In ländlichen Gebieten leben noch immer circa 2/3 
der Gesamtbevölkerung. 
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Ein bemerkenswertes Ergebnis einer Wäh-

leranalyse, die im Rahmen des von der FES 

Botswana unterstützten aÉãçÅê~Åó= oÉJ

ëÉ~êÅÜ= mêçàÉâí der University of Botswana 

erstellt wurde, ist die Tatsache, dass sich die 

Wählerschaft in Botswana eher auf der Basis 

von Geschlecht als von Klasse einordnen 

lässt. Insgesamt unterstützen mehr Frauen 

die Regierungspartei und mehr Männer die 

Oppositionsparteien. Dies lässt sich u.a. dar-

auf zurückführen, dass die BDP ihren Rück-

halt vornehmlich in ländlichen Gebieten hat, 

in denen der Prozentsatz der Frauen sehr 

hoch ist. Andererseits zieht eine beträchtli-

che Anzahl an Männern in die Städte zur 

Arbeitssuche, die oftmals aus Enttäuschung 

dazu neigen, die Oppositionspartei zu wäh-

len. Geographisch betrachtet hat die BDP 

ihren Rückhalt hauptsächlich in den Wahl-

kreisen im Nordosten und im Zentrum 

Botswanas.  

 

...und eine zersplitterte Opposition 

Obwohl die Opposition im Laufe der Jahre 

einen stetigen Stimmenzugewinn verzeich-

nen konnte, ist sie seit der Unabhängigkeit 

1966 weder in der Lage gewesen, die Re-

gierungspartei abzulösen, noch genügend 

Sitze im Parlament zu gewinnen, um eine 

effektive Kontrollfunktion gegenüber der 

Regierung der BDP ausüben zu können. Aus 

diesem Grund wird die botswanische Oppo-

sition meist als schwach bezeichnet. Erstma-

lig bei den Parlamentswahlen 1994 stellte 

die Opposition eine Bedrohung für die re-

gierende Partei dar. Die folgenden Wahlen 

1999 und 2004 revidierten diesen Trend 

aber bereits wieder. 

 

Die einzige Konstante in der Politik Botswa-

nas ist neben der Regierungspartei die kurz 

nach den ersten Wahlen gegründete Bots-

wana National Front. Die Bezeichnung 

„Front“ deutet bereits darauf hin, dass die 

BNF von Anfang an eine Vielzahl politischer 

Tendenzen (hauptsächlich links der BDP) 

repräsentierte. Darin lag von Anbeginn an 

aber auch der Keim der Konflikte, die eine 

starke, vereinte Opposition fortan schwierig 

machten. Die innerparteiliche Zersplitterung 

der BNF hat neben häufigen Abspaltungen 

und Neugründungen von Parteien erheblich 

zur mangelnden Zusammenarbeit innerhalb 

der Opposition geführt. Erst seit 1991 be-

zieht die BNF sich in ihrem Selbstverständnis 

auf den Begriff „Partei“ und nicht mehr auf 

„Front“. 

 

Bis zur Gründung der Botswana Progressive 

Union (BPU) 1982 gab es lediglich vier Par-

teien (BDP, BNF, BPP und BIP) in Botswana. 

Die BPU wurde von Parteiüberläufern ge-

gründet, doch wurde sie aufgrund eines 

fehlenden alternativen Programms nie über 

ihre lokale Verankerung hinaus erfolgreich 

und gewann keinen Sitz im Parlament. Die 

erste klare Abspaltung der BNF fand 1989 

mit der Gründung der Freedom Party (FP) 

statt, deren Fokus auf freiem Unternehmer-

tum lag und ideologisch betrachtet eher der 

BDP nahe war. Die schwerwiegendsten Ab-

spaltungen erlebte die BNF im Vorfeld der 

Wahlen 1994. Zwischen April 1993 und 

September 1994 wurden fünf neue Parteien 

gegründet, wovon vier Abspaltungen der 

BNF waren. Dazu zählten die Independence 

Freedom Party (IFP), der es vorzugsweise um 

die Gleichbehandlung aller Stämme in 

Botswana ging. Die Botswana Workers 

Front (BWF) war das Resultat interner Kon-

flikte der BNF, neben der Mobilisierung von 

Arbeiternehmern wollte man die Interessen 

der _~âÖ~ä~Ö~Çá vertreten, die als politisch 

und ökonomisch marginalisiert betrachtet 

wurden. Kurz vor den Wahlen 1994 tauch-

ten noch zwei weitere Parteien in der Par-

teienlandschaft Botswanas auf. Die United 
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Socialist Party (USP) wurde von dem linken 

Jugendflügel der BNF gegründet, die der 

Partei einen hegemonialen Einfluss des kon-

servativen Flügels vorwarf. Nachdem dieser 

rechte Flügel der BNF sich 1999 von der 

Partei abspaltete und die Botswana Cong-

ress Party (BCP) gründete, gliederte sich die 

United Socialist Party wieder der BNF an. Die 

Social Democratic Party (SDP) war eine wei-

tere Splitterpartei der BNF, die von Verlieren 

der als „unfair“ bewerteten Vorwahlen ge-

gründet wurde; die Parteispitze trat nach 

kurzer Zeit wieder der BNF bei.  

 

Vor den Wahlen 1999 kam es zur Grün-

dung der United Action Party (UAP), um sich 

der fehlenden Richtung und strategischen 

Vision innerhalb der Regierung und der Op-

position anzunehmen. Es wurden unter an-

derem Rechte der Jugend, der Frauen und 

Minderheiten in den Vordergrund gestellt. 

Die Partei besteht hauptsächlich aus ehema-

ligen Mitgliedern der BDP, die sich von der 

herrschenden „Altherrenriege“ ausge-

schlossen sahen und wegen ihrer Mitglie-

derschwäche eher als Familienpartei be-

zeichnet werden kann. 

 

Die einzige relevante Splitterpartei der BNF, 

die es geschafft hat, zumindest einen Sitz im 

Parlament zu gewinnen, ist die 1998 ge-

gründete Botswana Congress Party. Ursache 

waren Streitigkeiten zwischen konkurrieren-

den Parteieliten der BNF über die parteiin-

terne Postenvergabe innerhalb des Zentral-

komitees. Im Anschluss an die tumultartigen 

Auseinandersetzungen eines Sonderpartei-

tages enthob der Präsident der BNF, Ken-

neth Koma, die prominentesten Mitglieder 

der opponierenden Gruppe ihrer Parteiäm-

ter. Als Folge traten 11 der 13 Parlamenta-

rier der BNF sowie 68 Gemeinderäte aus der 

Partei aus und gründeten die Botswana 

Congress Party. Dies hatte einen erheblichen 

Legitimationsverlust der BNF zur Folge, der 

das Image einer Partei anhaftet, die nicht 

fähig ist, parteiinterne Streitigkeiten gewalt-

frei und demokratisch zu lösen.  

 

2001 gab es vor dem Wahlparteitag der 

BNF erneut Flügelkämpfe, die durch den 

Rücktritt des langjährigen Parteivorsitzenden 

Kenneth Koma verursacht worden waren. 

Koma beabsichtigte die automatische Nach-

folge seines Stellvertreters zum Vorsitzen-

den, während sich die opponierende Grup-

pe für einen jungen Richter aussprach. 

Nachdem die Mitglieder der opponierenden 

Gruppe fast alle Positionen im Zentralkomi-

tee gewannen, verstärkten sich die internen 

Flügelkämpfe. Letztlich trat die Koma nahe 

stehende Gruppe aus der BNF aus und 

gründete 2003 die New Democratic Front 

(NDF), unter der Schirmherrschaft von Ken-

neth Koma. 

 

Die BNF erfährt ihren Rückhalt vor allem im 

Süden, die BCP im nördlichen Teil des Lan-

des. Neben programmatischen Ähnlichkei-

ten zwischen BNF und BCP ist auch die An-

hängerschaft von ähnlicher Struktur. Beide 

Parteien rekrutieren ihre Unterstützung 

hauptsächlich in den urbanen Gebieten, in 

denen sozioökonomische Fragestellungen 

für weite Teile der Bevölkerung eine weitaus 

größere Rolle spielen als in ländlichen Ge-

bieten. Die Hauptstadt Gaborone stellt da-

her bis heute eine Hochburg der BNF dar. 

Die Mitglieder der BNF sind vorrangig Sozia-

listen, Arbeiter, Intellektuelle und ethnische 

Minderheiten. Die BCP spricht neben Intel-

lektuellen, vor allem junge Leute und Ar-

beitslose an.  

 

Auf den im Juli 2005 stattgefundenen Par-

teitagen beschlossen sowohl BNF als auch 

BCP eine erneute Annäherung und verstärk-

te Kooperation. 
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Programmatische Unterschiede 

Wenngleich im Grundsatzprogramm der 

BDP eine klare Befürwortung von Markt-

prinzipien erkennbar ist, zeugt das konkrete 

Regierungshandeln von einer stark zentralis-

tischen staatlichen Wirtschaftslenkung. Ne-

ben massiven Investitionen in die Infrastruk-

tur (Straßen- und Wohnungsbau, Gesund-

heitswesen, Bildung) sind dies vor allem die 

sog. „m~ê~Jpí~í~äë“, Staatsunternehmen in 

den Schlüsselsektoren Energie, Wasser, 

Bergbau, Fleischverarbeitung etc., wie auch 

gezielte Joint Ventures mit ausländischen 

Unternehmen wie DEBSWANA (Diamanten). 

Partei und Regierung räumen dem weiteren 

Wirtschaftswachstum klare Priorität gegen-

über anderen politischen Zielen ein und 

verfolgen eine restriktive Finanzpolitik. Ent-

sprechend nimmt eine sozialstaatliche Aus-

richtung im Programm nur einen geringen 

Stellenwert ein. Dennoch konnte sich die 

BDP als Partei in langjähriger Regierungsver-

antwortung dem Problem der urbanen und 

ländlichen Massenarmut nicht entziehen 

und förderte den Aufbau eines punktuellen 

Systems der sozialen Sicherung (Soziahilfe, 

Renten im öffentlichen Dienst, u.a.), sie ver-

tritt damit einen eher traditionellen Ansatz 

der „sozialen Nothilfe“ statt eine kongruen-

te Sozialpolitik. Die Bildungspolitik nimmt 

dagegen einen hohen Stellenwert ein, ca. 

ein Drittel des Staatshaushaltes wird in die-

sem Bereich ausgegeben. 

 

Die politischen Ansätze der Oppositionspar-

teien sind mangels Regierungsbeteiligung 

bislang ausschließlich an programmatischen 

Willenserklärungen festzumachen. Dabei 

sind die Gemeinsamkeiten unter den Oppo-

sitionsparteien insgesamt größer als die Ü-

bereinstimmung einer der Oppositionspar-

teien mit der regierenden BDP. 

 

Noch bis Mitte der 80er Jahre trat die BNF 

für die Verstaatlichung von Produktionsmit-

teln ein. Als Reaktion auf ihre großen Zu-

gewinne bei den Wahlen 1994 verabschie-

dete sie ein sozialdemokratisches Pro-

gramm, um sich mit verstärkt marktwirt-

schaftlicher Orientierung auf den erhofften 

Wahlgewinn 1999 vorzubereiten. Sie tritt 

jedoch weiterhin für eine starke Rolle des 

Staates zur Regulierung der Marktwirtschaft 

ein, unter anderem bezüglich der Schaffung 

von Arbeitsplätzen und zum Ausbau des 

sozialen Sicherungssystems. Programmati-

sche Unterschiede zeigen sich u.a. auch im 

Bereich der Innenpolitik. Während für die 

BDP die Verbrechensbekämpfung an sich 

von großer Bedeutung ist, betont die BNF in 

diesem Zusammenhang klar die Bedeutung 

präventiver Maßnahmen. 

 

Obwohl sich die BCP seit ihrer Abspaltung 

von der BNF noch weiter von sozialistischen 

Positionen entfernt hat, konnte sie bis heute 

kein eigenständiges politisches Profil entwi-

ckeln. Programmatisch ähnelt die Partei der 

BNF in vielen Punkten. Die wirtschaftspoliti-

sche Vorstellung der BCP lässt sich zwischen 

denen der BDP und der BNF ansiedeln. Sie 

tritt für eine ãáñÉÇ=ÉÅçåçãy ein, bei der der 

Staat die Aufgabe hat, geeignete Rahmen-

bedingungen für ein Wirtschaftswachstum 

zu schaffen, das nicht durch ausländische 

Investoren sondern durch die lokale Wirt-

schaft angetrieben werden soll. 

 

Innerparteiliche Demokratie und Inter-

nationale Parteikontakte 

Sowohl die Personalrekrutierung als auch 

der Prozess der Programmformulierung 

werden von Parteistatuten geregelt. Analy-

siert man die Statuten der im Parlament 

vertretenen Parteien, so basieren die Struk-

turen formal auf demokratischen Prinzipien. 

Es besteht jedoch eine Diskrepanz zwischen 
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den in den Parteidokumenten- und Verfas-

sungen festgeschriebenen Entscheidungs-

prozessen und den in der Realität existie-

renden Machtverhältnissen. Wie bereits 

geschildert, traten verschiedene Kandidaten 

der BNF wegen Unzufriedenheit über die 

parteiinterne Postenvergabe zurück, wurden 

ihres Amtes enthoben oder gründeten neue 

Parteien. Auch die Regierungspartei wurde 

von internen Flügelkämpfen nicht verschont. 

Seit Mitte der 90er Jahre ist die BDP in zwei 

„c~Åíáçåë“ polarisiert. In erster Linie geht es 

darum, die Dominanz innerhalb der Partei 

zu gewinnen, um die Personalbesetzung in 

den Parteiorganen, vor allem aber um die 

Präsidentennachfolge zu beeinflussen. Pro-

grammatische oder ideologische Unter-

schiede der beiden Flügel sind nicht zu er-

kennen. Die BDP schafft es bisher besser als 

die BNF, interne Differenzen zu regeln, denn 

ihr gemeinsames Ziel besteht letztlich darin, 

weiter an der Regierungsmacht zu bleiben. 

 

Obwohl das zentrale Verfahren der Kandi-

datenauswahl bei allen Parteien durch Vor-

wahlen (mêáã~êáÉë) geschieht, wird der kon-

krete Verlauf derselben in keinem der Par-

teistatute spezifisch geregelt. Seit 1998 ist 

die Satzung der BDP dahingehend geändert, 

dass Staats- und Parteipräsidentschaft nicht 

mehr ex-officio durch die selbe Person ver-

eint werden, sondern der Parteipräsident 

parteiintern gesondert gewählt wird. Die 

BDP reformierte im Jahr 2002 zusätzlich ihr 

Vorwahlverfahren, um regionale und lokale 

Hierarchieebenen zu stärken. Die Verfas-

sungen der wichtigsten Parteien BDP, BNF 

und BCP stimmen inhaltlich teilweise detail-

getreu überein, doch weisen sie erhebliche 

Gestaltungsspielräume auf, da zentrale Be-

reiche nur grob geregelt sind. Das höchste 

Gremium stellt der Parteitag (National 

Congress) dar, der mindestens alle 3 Jahre, 

bei der BDP alle 2 Jahre tagt. Innerhalb die-

ser Zeiträume regelt ein Parteirat („Central 

Committee“) die tägliche Politikformulie-

rung und die Aufstellung der Kandidaten. 

Während sowohl die BDP als auch die BNF 

dem Komitee das Recht auf Auswahl, Bestä-

tigung bzw. Überprüfung der jeweiligen 

Kandidaten einräumt, sieht das Statut der 

BCP zusätzlich einen Wahlleiter vor. Das 

Zentralkomitee der BDP tagt monatlich, das 

der BCP vierteljährlich. Zusätzlich zu diesem 

Organ sehen BNF und BCP in ihren Statuten 

einen personell enger gefassten Parteivor-

stand („Executive Committee“) vor, der sich 

aus dem Parteirat konstituiert und monatlich 

zusammentrifft. Jede der Parteien verfügt 

über ein Sekretariat in der Hauptstadt, wel-

ches bei der BDP aus 21 fest angestellten 

Mitarbeitern, bei der BCP und BNF aus je 4 

fest angestellten Mitarbeitern besteht. Auch 

hier wird die unterschiedliche finanzielle 

Lage der Parteien offensichtlich. 

 

Im Gegensatz zur BNF unterhält die BDP 

keine formalisierten Kontakte zu anderen 

Parteien. Die Regierungsparteien der Nach-

barstaaten werden jedoch gelegentlich zu 

Parteitagen der BDP eingeladen und umge-

kehrt. Keine der botswanischen Parteien ist 

volles Mitglied einer Internationalen. Die 

BNF verfügt über einen Beobachterstatus bei 

der Sozialistischen Internationalen. Die BCP 

unterhält sehr enge Parteikontakte zur La-

bour Party in England, von der sie anfangs 

finanzielle Unterstützung zur Mobilisierung 

vor nationalen Wahlen sowie zur infrastruk-

turellen/organisatorischen Unterstützung 

der Parteizentrale erhielt.7 Zusätzlich hat die 

BCP versucht, Kontakte zur Oppositionspar-

tei in Zimbabwe und in Namibia aufzubau-

en, was sich zumindest in Zimbabwe auf-

                                                 
7 Beispielsweise wurde der Executive Secretary der BCP 
Parteizentrale in den ersten Monaten von der Labour 
Party bezahlt. Ebenso wurden Mitglieder der BCP zu 
den kürzlich in England stattgefundenen Wahlen 
eingeladen. 
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grund der politischen Situation als schwierig 

erweist. 

 

III.  DIE PARTEIEN IM PARLAMENT 

 

Mit dem Übergang in die Unabhängigkeit 

und der Verabschiedung der neuen Verfas-

sung hat sich Botswana für ein parlamenta-

risches Regierungssystem nach dem sog. 

„Westminster Modell“ entschieden. Ähnlich 

dem britischen Wahlverfahren wird das 

botswanische Parlament alle fünf Jahre nach 

dem Prinzip des Mehrheitswahlrechts in 

Einmandats-Wahlkreisen gewählt. Dabei 

wird das parlamentarische Mandat an den-

jenigen Kandidaten vergeben, der in dem 

jeweiligen Wahlkreis die Mehrheit der 

Stimmen bekommt („The winner takes it 

all“). 

 

Politisches System 

Neben 57 direkt gewählten Abgeordneten 

(aus insgesamt 57 Wahlkreisen) sitzen im 

Parlament vier „ëéÉÅá~ääó=ÉäÉÅíÉÇ=ãÉãÄÉêë“, 

die vom Präsidenten ernannt werden und 

die gleichen Rechte genießen wie die vom 

Volk gewählten Abgeordneten. 7 der insge-

samt 61 Abgeordneten sind Frauen (davon 

3 ernannte Abgeordnete), die alle der Re-

gierungspartei BDP angehören. 

 

Zeitgleich mit den nationalen Wahlen wer-

den ebenfalls auf Grundlage des Mehr-

heitswahlrechts die Vertreter der 15 Distrik-

te bzw. größten Städte  gewählt  In den 6 

„Urban Councils“ und 9 „District Councils“ 

sind von 591 Mandatsträgern 116 weiblich. 

Direkt gewählt werden davon 490 Ratsmit-

glieder, 101 werden vom Ministerium für 

Lokalverwaltung ernannt. 

 

Dem parlamentarischen Westminster Modell 

entsprechend wird in Botswana der Präsi-

dent nicht direkt vom Volk gewählt, son-

dern vom Parlament. Präsidentschaftskandi-

daten müssen vor der Wahl beim Obersten 

Gerichtshof angemeldet werden, wofür 

1000 Unterschriften nötig sind. Der Präsi-

dent ist zugleich Regierungschef, Staats-

oberhaupt und Oberbefehlshaber der Ar-

mee. Durch das „lÑÑáÅÉ= çÑ= íÜÉ= mêÉëáÇÉåí“ 

übt er direkte Kontrolle über die Polizei, die 

öffentliche Verwaltung und die staatlichen 

Medien aus und verfügt über weitreichende 

Befugnisse in der Besetzung von Ämtern 

sowohl im staatlichen als auch im para-

staatlichen Sektor.  

 

Die Schwäche der botswanischen Legislative 

im Verhältnis zur Exekutive manifestiert sich 

u.a. darin, dass das Parlament die vom Ka-

binett vorgelegten Gesetzesentwürfe nur 

diskutieren, nicht aber modifizieren darf und 

eigene Entwürfe gegen den Willen der Re-

gierung nicht durchsetzen kann. 

 

Zusätzlich zur Nationalversammlung wurde 

1966 das eçìëÉ= çÑ= `ÜáÉÑë als zweite Kam-

mer des Parlaments etabliert, das derzeit aus 

15 Mitgliedern besteht. In dieser Institution 

sind die m~ê~ãçìåí `ÜáÉÑë der acht von der 

Verfassung anerkannten so genannten 

„j~áå=íêáÄÉë“U der Tswana vertreten. Zusätz-

lich werden alle fünf Jahre vier weitere Mit-

glieder aus den Rängen der pìÄJ`ÜáÉÑë der 

übrigen Stämme ernannt, die zusammen 

mit den ex-officio Mitgliedern drei „ëéÉÅá~ääó=

ÉäÉÅíÉÇ= ãÉãÄÉêë“ in das eçìëÉ= çÑ= `ÜáÉÑë 

wählen. Entsprechend der Verfassung hat 

das House of Chiefs lediglich beratende 

                                                 
8 Gemäß Artikel 77 und 78 der Verfassung setzt sich 
Botswana aus acht ã~áåíêáÄÉë mit institutionell veran-
kerten Rechten zusammen. Dazu gehören die Bakgat-
la, Bakwena, Bamalete, Bamangwato, Bangwaketse, 
Barolong, Batawena und Batlokwa Stämme. Angehö-
riger anderer Stämme, die einen beachtlichen Teil der 
Bevölkerung ausmachen, sind institutionell benachtei-
ligt. Wichtige Minderheitengruppen sind insbesondere 
die Bakalanga im Nordosten sowie die Basarwa, die 
mehrheitlich in der Kalahari leben, und ca. 11% der 
Bevölkerung ausmachen. 
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Funktion in kulturellen Angelegenheiten 

ohne eigene Entscheidungsbefugnisse. Ge-

gründet wurde das eçìëÉ=çÑ=`ÜáÉÑë mit dem 

Ziel, traditionellen Autoritäten in das mo-

derne politische System einzubinden und 

somit die Repräsentation der Bevölkerung 

als auch die Legitimität des Systems zu ge-

währleisten.  

 

Die verfassungsmäßig nicht anerkannten 

Gruppen werden durch diese Regelung be-

nachteiligt, denn unabhängig von ihrer 

Größe müssen sie sich einen Vertreter im 

House of Chiefs teilen, während die 

„e~ìéíëí®ããÉ“ unabhängig von ihrer 

Größe je einen Repräsentanten stellen. Ent-

sprechend einer kürzlich verabschiedeten 

Ergänzung der Verfassung wird das House 

of Chiefs demnächst auf 35 Mitglieder er-

weitert. Damit soll diesem Vorwurf Rech-

nung getragen werden und die Beteili-

gungsbasis der Stämme und Minderheiten 

erweitert werden 

 

Wahlergebnisse 

Kontinuierliche Stimmengewinne der Oppo-

sition und der Stimmenverlust der BDP 

machten sich erstmalig bei den Parlaments-

wahlen 1994 bemerkbar und stellten die 

jahrzehntelange unangefochtene Dominanz 

der Regierungspartei durch die BNF in Frage 

(siehe Tabelle). Während die BNF in den 

Wahlen seit der Unabhängigkeit nie mehr 

als 4 Sitze gewann, resultierte ihr Stimmen-

zugewinn 1994 in 13 von insgesamt 40 

Sitzen im Parlament. Damit war sie die ein-

zige parlamentarische Oppositionspartei. Die 

BNF profitierte vor allem von dem negativen 

öffentlichen Image der Regierungspartei im 

Vorfeld der Wahlen. Der erhebliche Stim-

menverlust der BDP wurde mit den seit An-

fang der 90er Jahre vermehrt aufgetretenen 

Korruptionsskandalen in Verbindung ge-

bracht. Der Regierungspartei wurden zudem 

Reformunfähigkeit, interne Konflikte, inhalt-

liche Richtungsstreitigkeiten und Versäum-

nisse in der Regierungspolitik vorgeworfen. 

 

Während die ersten Jahre nach den Wahlen 

1994 von dem Bild einer zerstrittenen Re-

gierungspartei und einer geschlossen auftre-

tenden BNF geprägt waren, erfolgte ab 

1998 eine spiegelbildliche Entwicklung. 

Kaum hatte die BDP ihre Streitigkeiten weit-

gehend überwunden, war nun die BNF 

maßgeblich von internen Konflikten über 

die parteiinterne Postenvergabe geprägt. 

Höhepunkt stellten die tumultartigen Ausei-

nandersetzungen eines Sonderparteitages 

1998 dar, der den endgültigen Bruch zwi-

schen den verschiedenen Fraktionen bedeu-

tete und letztlich in der Neugründung der 

BCP 1998 gipfelte. Die BDP leitete im Hin-

blick auf die kommenden Wahlen umfas-

sende Reformen ein, die sich auf personelle 

Veränderungen, eine Verjüngung der Partei, 

den Kampf gegen Korruption, die Gleich-

stellung von Mann und Frau und sozioöko-

nomische Entwicklungsleistungen konzent-

rierte. Unterstützt von den Querelen der 

Opposition führten die Reformen zu einem 

Rückgewinn des verlorenen Ansehens.  
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Abgeordnete in den 9 Nationalversammlungen seit der Unabhängigkeit 

 

Partei 1965 1969 1974 1979 1984 1989 1994 1999 2004 

BDP 28 24 27 29 29 31 27 33 44 

BNF - 3 2 2 4 3 13 6 12 

BPP 3 3 2 1 1 0 0 - 0 

BIP 0 1 1 0 0 0 - - - 

BAM - - - - - - - 0 0 

BCP - - - - - - - 1 1 

MELS - - - - - - - 0 0 

NDF - - - - - - - - 0 

Sitze  31 31 32 32 34 34 40 40 57 

          

Die BDP hatte nun den Vorteil, ihren Wahl-

kampf größtenteils ohne inhaltliche Debat-

ten mit der Opposition führen zu können. 

Angesichts der Zerstrittenheit der Oppositi-

on präsentierte sie sich als einzige regie-

rungsfähige Partei. Deshalb war es kaum 

verwunderlich, dass die BDP aus den Wah-

len 1999 als bei Weitem stärkste parlamen-

tarische Kraft mit einem Zugewinn von 6 

Mandaten hervorging, so dass die BDP mehr 

als 80% der Sitze im Parlament besetzte. Als 

Folge der Abspaltung der BCP von der BNF 

erhielt die gesamte Opposition nur 7 von 40 

Sitzen. Die Oppositionspartei BNF verlor 7 

Mandate, während die erstmalig angetrete-

ne BCP einen einzigen Sitz im Parlament 

gewann.  

 

Im Vorfeld der Wahlen 2004 war dann auch 

das öffentliche Bild der BCP von parteiinter-

nen Personalfragen und erheblichen Prob-

lemen bei der Kandidatenaufstellung be-

herrscht, zwei der BCP Gründer wechselten 

zur Regierungspartei über. Von der Unein-

heitlichkeit der Opposition – verschiedene 

Einigungsversuche im Vorfeld scheiterten – 

profitierte bei den Wahlen 2004 wieder vor 

allem die Regierungspartei, die 44 der nun 

insgesamt 57 gewählten Parlamentsabge-

ordneten stellt (dazu kommen die 4 ernann-

ten Abgeordneten). Und dies, obwohl sie 

nur 50,2% der abgegebenen Stimmen er-

hielt (1999: 57,2%)!  

 

Die BNF zeigte sich mit 12 errungenen Sit-

zen in der Nationalversammlung erneut als 

stärkste Oppositionspartei des Landes, die 

BCP erhielt 1 Mandat. Zählt man die Stim-

men aller Oppositionskandidaten jedoch 

zusammen, hätte sie 10 Abgeordnete mehr 

bekommen! Auch gewann die BNF in drei 

Stadt- und Distrikträten die Mehrheit der 

Sitze – u.a. in der BDP-Hochburg Serowe, 

wo die Opposition erstmalig in der Wahlge-

schichte Botswanas den Vorsitz im Distrikt 

stellt. 

 

Arbeit der Parteien im Parlament 

Anders als im deutschen Parlamentssystem, 

in dem die Ausschüsse die wichtigsten Or-

gane der Entscheidungsvorbereitung sind, 

steht im Westminister Modell die plenare 

Parlamentsdebatte im Vordergrund, Aus-

schüsse spielen eine untergeordnete Rolle. 

In Botswana existieren drei Arten von Aus-

schüssen, die jährlich vom Auswahlaus-

schuss des Parlaments bestimmt werden. 

Neben ständigen Ausschüssen (derzeit 3) 
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sieht die Verfassung Sitzungsausschüsse 

(derzeit 11) und Ad-hoc Ausschüsse (derzeit 

2) vor. In 15 der 16 Ausschüsse führt die 

BDP den Vorsitz. 

 

Seit der Erweiterung des Kabinetts um eini-

ge Ministerien und Vizeminister im Jahr 

2002 und aufgrund der Westminster-Regel, 

dass Minister und deren Stellvertreter Mit-

glieder des Parlaments sein müssen, sind 

derzeit 22 Abgeordnete der Regierungsbank 

auch in die Exekutive eingebunden. Da die-

se nicht gleichzeitig Ausschussmitglieder 

sein dürfen, sind die personellen Ressourcen 

der Ausschüsse eingeschränkt. 

 

Zusätzlich zur Ausschussarbeit haben alle 

Parteien einen wöchentlich stattfindenden 

m~êíó=`~ìÅìë innerhalb der Fraktion und ein 

Mal pro Woche einen ^ääJm~êíóJ`~ìÅìëI=der 

dem gegenseitigen Ideenaustausch dienenK  

 

Das Parlament ist sehr stark von der Unter-

stützung des Verwaltungsapparates des 

lÑÑáÅÉ= çÑ= íÜÉ= mêÉëáÇÉåí abhängig. Der 

„`äÉêâ“ und die gesamte Parlamentsverwal-

tung werden vom Präsidialamt eingestellt 

und bezahlt. Der Haushalt des Parlaments 

untersteht ebenfalls dem Präsidialamt. 

 

Das Parlament tagt in drei Sitzungsperioden 

pro Jahr: 5 Wochen im November-

Dezember (Rede des Präsidenten zur Lage 

der Nation und deren Debatte), 9 Wochen 

im Februar-April (überwiegend Haushalts-

debatte) und 5 Wochen im Juli-August (da 

drängeln sich dann alle wichtigen Gesetzes-

vorhaben und Politikbeschlüsse).  

 

Im Jahr 2000 wurden in jedem der damals 

noch 40 Wahlkreise Wahlkreisbüros einge-

richtet, die der Nutzung durch die Mandats-

träger des Wahlkreises zur Verfügung ste-

hen, heute sind es entsprechend 57 Büros. 

Die Parlamentsverwaltung, d.h. letztlich das 

„Office of the President“ trägt die Unter-

haltskosten der Büros (Strom, Wasser, Mie-

te, Telefon, Büromaterial etc.), stellt jeweils 

einen Büroleiter, eine Sekretärin, einen Bo-

ten und – je nach Lage der Büros – 2 

Nachtwächter ein, bzw. bezahlt für den 

Sicherheitsdienst. Weitere, frei zu Verfü-

gung stehende finanzielle Zuwendungen für 

die Wahlkreisarbeit und die allgemeine Par-

lamentsarbeit der Abgeordneten gibt es 

nicht. 

 

Allianzen im Kontext von Wahlen 

Um die Chancen auf einen Wahlsieg zu 

erhöhen und möglicherweise Regierungs-

partei zu werden, versuchten auch die Op-

positionsparteien in Botswana immer wie-

der, Allianzen im Kontext nationaler Wahlen 

zu bilden, doch waren sie nur wenig erfolg-

reich. Die Oppositionsparteien waren nicht 

in der Lage, über ihre Parteiendifferenzen 

hinweg den Weg für eine effektive Allianz 

gegenüber der BDP zu ebnen. 

 

Zwei Jahre nach den Wahlen von 1989 bil-

deten drei Oppositionsparteien - BNF, BPP 

und BPU - die Botswana People´s Progressi-

ve Front (BPPF), um so zu einer größeren 

Herausforderung für die BDP bei den kom-

menden Wahlen 1994 zu werden. Da es der 

BPPF nicht gelang, handlungsfähig zu wer-

den, wurde im Vorfeld der Wahlen 1994 ein 

erneuter Versuch gestartet, die zersplitterte 

Opposition zu vereinen. Die SDP, BWF und 

die kuriose Kleinstpartei „Marx, Engels, Le-

nin, Stalin“ (MELS) schlossen sich in einem 

lockeren Verband unter der Bezeichnung 

United Democratic Front (UDF) zusammen, 

wobei jede Partei ihre eigene Identität be-

hielt. Das Ziel der UDF - sowohl die BNF als 

auch die BDP herauszufordern – wurde bei 

den Wahlen 1994 bei weitem nicht erreicht. 
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Wenige Monate vor den Parlamentswahlen 

1999 wurde das Wahlbündnis BAM unter 

Führung von Kenneth Koma – dem Gründer 

und langjährigen Vorsitzenden der BNF – 

formiert. Ursprünglich bestand diese Allianz 

aus fünf Parteien mit der BNF als stärkster 

Partei und der BPP, BPU, IFP und UAP als 

kleineren Partnern. Auch die Strategie der 

BAM bestand darin, die Oppositionsparteien 

zu vereinen und bei den nächsten Wahlen 

möglicherweise eine Koalitionsregierung zu 

bilden. Der gemeinsame Wahlslogan trug 

den Titel „Time for Change“ und implizier-

te, dass die BDP zu lange an der Macht und 

die Zeit für eine neue Regierung gekommen 

war. 

 

BAM erwies sich als ein schwaches, hand-

lungsunfähiges Bündnis. Da nur die BNF der 

Allianz Glaubhaftigkeit verleihen konnte, 

wurde BAM als eine BNF-dominierte Allianz 

gesehen. Dies hatte Rivalitäten zwischen 

BNF und den kleineren Parteien zur Folge, 

weshalb sich die Nominierung von Kandida-

ten in den Wahlkreisen und Distrikten 

schwierig gestaltete. Der unvermeidliche 

Machtkampf hinderte BAM daran, ein alter-

natives Wahlmanifest zu erstellen und Wäh-

ler anzulocken. Die Opposition blieb zusätz-

lich dadurch gespalten, dass weder die UDF 

(bestehend aus SDP, BWF und MELS) noch 

die BCP (wegen Rivalitäten mit der BNF) 

dem Bündnis beitraten.  

 

Aufgrund anhaltender Querelen trat die BNF 

drei Monate nach Inkrafttreten der Allianz 

und wenige Monate vor den Wahlen 1999 

aus dem Bündnis aus. Trotz der Schwä-

chung wurde BAM von den kleinen Parteien 

als Allianz zusammengehalten und schaffte 

es sogar, einige Kandidaten zu nominieren. 

Insgesamt blieb BAM – mittlerweile nicht 

mehr Allianz, sondern eine registrierte Partei 

– ein unwichtiger Konkurrent gegenüber 

der BDP. Die Möglichkeit einer Kooperation 

zwischen BNF und BCP wurde auch im 

Wahlkampf 2004 von beiden Seiten ent-

schieden abgelehnt. Die BNF bildete hinge-

gen mit zwei sehr viel kleineren mitglieder-

schwachen Oppositionsparteien – BPP und 

BAM – das Bündnis namens „PACT“. Trotz 

einzelner Streitfälle konnte man sich auf ein 

gemeinsames Wahlprogramm und die ge-

meinsame Kandidatenaufstellung in den 

Wahlkreisen einigen.  

 

IV.  ZUSAMMENFASSENDE BEWERTUNG 

 

Mit seiner seit 1965 existierenden Mehrpar-

teiendemokratie wird Botswana meist als 

afrikanisches Erfolgsmodell gehandelt. Wah-

len liefen im Gegensatz zu anderen afrikani-

schen Ländern immer demokratisch und 

ohne skandalösen Wahlbetrug bzw. blutige 

Auseinandersetzungen ab. Das Mehrpartei-

ensystem hat einerseits zu einer stabilen 

Regierung beigetragen, letztlich jedoch zu 

einer Einparteiendominanz geführt. 

 

Inzwischen liegt die Regierungspartei BDP 

bei nur mehr knapp über 50% der abgege-

benen Stimmen. Eine geeinte Opposition 

hätte im Mehrheitswahlrecht eigentlich eine 

sehr gute Chance, den Wechsel herbeizu-

führen. Aufgrund ihrer organisatorischen 

Schwäche und innerparteilichen Zerrissen-

heit gelang dies den Oppositionsparteien 

bisher jedoch noch nie. Ihre Kontrollfunkti-

on gegenüber der Regierung ist daher als 

unzureichend zu bewerten. In Anbetracht 

der Tatsache, dass die Implikationen des 

Mehrheitswahlrechts allen bekannt sind, 

scheint es unverständlich, dass die Oppositi-

on im Kontext von Wahlen nicht geeint an-

tritt. Im Gegenteil, es werden mehr und 

mehr Parteien und Wahlbündnisse gegrün-

det, die Parteienlandschaft zersplittert. Die 

einzig relevante Oppositionspartei ist über 
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die Jahre hinweg die Botswana National 

Front (BNF) gewesen, die durchaus das Po-

tential entwickeln könnte, Regierungspartei 

zu werden, würde sie sich nicht unentwegt 

spalten. 

 

Innerparteilich kann festgestellt werden, 

dass die großen Parteien BDP, BNF und BCP 

zumindest ihren Statuten gemäß demokrati-

sche Strukturen besitzen. Besonders die BNF 

und BCP zeigen in der Realität jedoch Defizi-

te bezüglich der Entscheidungsfindung und 

Kandidatenaufstellung. Daraus folgende 

Flügelkämpfe führten mehrmals zu Neu-

gründungen bzw. Austritten aus der Partei. 

Die BDP hat vergleichsweise die größten 

Anstrengungen unternommen, undemokra-

tische Strukturen in ihren Statuten zu än-

dern, doch besteht auch hier noch Reform-

bedarf. 

 

Eine wichtige Funktion von Parteien ist die 

Repräsentation aller relevanten gesellschaft-

lichen Gruppen und ihrer Konflikte. Mo-

mentan wird diese Funktion nur von der 

Regierungspartei erfüllt, die große Teile der 

Bevölkerung, vor allem der ländlichen Be-

völkerung, in das politische System integ-

riert. Von einer wachsenden Urbanisierung 

könnten möglicherweise die Oppositions-

parteien zukünftig profitieren. Aufgrund der 

hohen programmatischen Übereinstimmun-

gen zwischen BNF und BCP ist ihre Wähler-

schaft relativ ähnlich.  

 

Über die Relevanz von auf Parteitagen be-

schlossenen und in Programmen veröffent-

lichten politischen Willenserklärungen für 

das tatsächliche Regierungshandeln kann 

für die Oppositionsparteien abschließend 

keine Aussage getroffen werden. Da bisher 

außer der BDP noch keine andere Partei 

Regierungsverantwortung übernommen 

hat, waren die anderen Parteien bisher noch 

nicht genötigt, mehr oder weniger populis-

tische Forderungen an politische Realitäten 

anzupassen. Eine Ausnahme stellt hier der 

1994 vollzogene Wandel der Programmatik 

der BNF von einer ursprünglich sozialisti-

schen zu einer mehr sozialdemokratischen 

Ausrichtung dar. 

 

Die BDP hingegen bewegt sich seit 40 Jah-

ren im Spannungsfeld zwischen Parteipro-

grammatik und tatsächlicher Regierungspo-

litik. Wie aufgezeigt, sind diesbezüglich 

deutliche Differenzen vor allem in der Wirt-

schafts- und Sozialpolitik zu erkennen. Die 

BDP als Volkspartei mit breiter Basis in der 

Bevölkerung muss sich immer wieder den 

sozioökonomischen Realitäten ihrer Wähler-

schaft stellen, um weitere Stimmenverluste 

zu vermeiden. Ebenso relevant für das politi-

sche Verhalten der BDP waren und sind 

noch immer die traditionellen, auf das 

Stammeswesen zurückgehenden Herr-

schaftsstrukturen.  

 

Die von Seiten der Regierung unter Beweis 

gestellte Flexibilität, jenseits programmati-

scher Vorgaben zu agieren, hat somit auch 

zur Festigung des „açãáå~åí=m~êíó=póëíÉã“ 

beigetragen und lässt darauf schließen, dass 

der Einfluss der BDP auf das tatsächliche 

Regierungshandeln nicht sonderlich groß ist. 

Es ist wohl eher umgekehrt, dass die Partei 

durch die Exekutive programmatisch ge-

formt wird. 

 

Die aus Mangel an Marktgröße und indus-

trieller Diversifizierung ökonomische Not-

wendigkeit eines durch einen starken Staat 

geprägten Zentralismus, ist sicher eine wei-

tere Determinante des botswanischen Stils 

von praktizierter Demokratie. 

 

Auch wenn Botswana für viele Länder Afri-

kas als Paradebeispiel für eine stabile Demo-
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kratie gilt, gäbe es viele Ansatzpunkte, auch 

im Parteiensystem, diese weniger zentralis-

tisch und stärker partizipativ zu gestalten. 

 



Abkürzungsverzeichnis 

 

 

BAM Botswana Alliance Movement 

BCP Botswana Congress Party – ^Äëé~äíìåÖ=ÇÉê=_kc 

BDP Botswana Democratic Party – oÉÖáÉêìåÖëé~êíÉáI mêçàÉâíé~êíåÉê 

BIP Botswana Independece Party 

BLP Botswana Labour Party 

BNF Botswana National Front – lééçëáíáçåëé~êíÉáI=pfJ_ÉçÄ~ÅÜíÉê 

BPP Botswana Peoples Party 

BPPP Botswana People’s Progressive Front  

BPU Botswana Progressive Union 

BWF Botswana Workers Front – ^Äëé~äíìåÖ=ÇÉê=_kc 

FP Freedom Party – Abspaltung der BNF 

IEC Independent Electoral Commission 

IFP Independence Freedom Party – ^Äëé~äíìåÖ=ÇÉê=_kc 

MELS Marxist-Leninist, Engels and Stalinist Movement 

NDF New Democratic Front – ^Äëé~äíìåÖ=ÇÉê=_kc 

SDP Social Democratic Party – ^Äëé~äíìåÖ=ÇÉê=_kc 

SE Supervisory of Election 

SI Sozialistische Internationale 

UAP United Action Party 

UDF United Democratic Front 

UN United Nations 

USP United Socialist Party (PUSO) – ^Äëé~äíìåÖ=ÇÉê=_kc 

 

 



 21

Literatur 

 

 

Balefi, Tsie 1996: The political context of Botswana`s development performance, in: Journal of 

Southern African Studies, Vol. 22, Nr. 4. 

 

Emminghaus, Christoph 2003: Politische Parteien im Demokratisierungsprozess. 

 

Good, Kenneth 1992: Interpreting the exceptionality of Botswana, in: Journal of Modern African 

Studies, Vol. 30, Nr. 1. 

 

Good, Kenneth/ Taylor Ian 2005: Presidential Succession in Botswana: No model for Africa. 

 

Maundeni, Zibani (ed.) 2005: 40 Years of Democracy in Botswana 1965 - 2005 

 

Molomo, Mpho G. 2003: The Need for Electoral Reform in Botswana. 

 

Osei-Hwedie, Bertha 2001: The political opposition in Botswana: The politics of factionalism and 

fragmentation, in: Transformation, Nr. 45. 

 

Osei-Hwedie, Berta/ Sebudubudu, David 2004: Strengthening parliamentary democracy in SADC 

countries. Botswana country report 

 

Sebudubudu, David 2003: The funding of political parties in Botswana: The perils of a democ-

racy left to the market. 

 

Sebudubudu, David/ Osei-Hwedie, Bertha 2005: Democratic consolidation in SADC: Botswana`s 

2004 elections (EISA Research Report, Nr. 11). 

 

Selowane, Onalenna Doo 2002: Monopoly Politikos: How Botswana`s opposition parties have 

helped sustain one-party dominance, in: African Sociological Review, Vol. 6, Nr. 1. 

 

Wiseman, John 1977: Multy-Partyism in Africa: The case of Botswana, in: African Affairs, Vol. 

76, No. 302. 

 

Wiseman, John 1998: The slow evolution of the party system in Botswana, in: Journal of Asian 

and African Studies, Vol. 33, Nr. 3. 



 22

Zu den Autoren 

 

 

Dr. Marc Meinardus ist seit August 2003 Vertreter der Friedrich-Ebert-Stiftung in Gaborone, 

Botswana. 

 

Franziska Gruber, Studentin der Politikwissenschaften an der Universität Tübingen, war von 

März bis Juli 2005 Praktikantin im FES-Büro in Gaborone; sie recherchierte für den Bericht, stell-

te die Grundinformationen zusammen und formulierte einen ersten Entwurf. 

 

Christoph Degen, Student an der Johann-Wolfgang-Goethe-Universität in Frankfurt am Main, 

war von Juli bis Oktober 2005 Praktikant im FES-Büro in Gaborone; er ergänzte und überarbeite-

te den Entwurf.



 23

Die Friedrich-Ebert-Stiftung 

 

Die Friedrich-Ebert-Stiftung (FES) wurde 1925 gegründet und ist die älteste politische Stiftung 

Deutschlands. Sie ist eine private und gemeinnützige Institution und den Ideen der Sozialen De-

mokratie verpflichtet. Die Stiftung trägt den Namen des ersten demokratisch gewählten deut-

schen Staatspräsidenten, Friedrich Ebert, und führt sein Vermächtnis der politischen Gestaltung 

von Freiheit, Solidarität und sozialer Gerechtigkeit fort. Diesem Auftrag entspricht sie im In- und 

Ausland mit ihren Programmen zur Politischen Bildung, Internationalen Zusammenarbeit sowie 

Studienförderung und Forschung. 

 

 

Die Internationale Arbeit der Friedrich-Ebert-Stiftung  

 

Die Abteilung Internationale Entwicklungszusammenarbeit der Friedrich-Ebert-Stiftung fördert 

nachhaltige Entwicklung und Demokratie in Afrika, Asien, Lateinamerika sowie dem Nahen Os-

ten. Zusammen mit ihren Partnern, gesellschaftspolitischen Akteuren in über 100 Ländern, trägt 

sie dazu bei, dass in Zukunft:  

• Demokratische Strukturen unter Einbeziehung möglichst aller gesellschaftlicher Gruppen 

gesichert,  

• Reformprozesse und Mechanismen eines friedlichen Interessenausgleichs gefördert so-

wie 

• Globale Zukunftsstrategien gemeinsam gestaltet werden.  

 

Gegenwärtig unterhält das Afrika-Referat der Friedrich-Ebert-Stiftung in den Ländern südlich der 

Sahara 19 Büros mit 23 deutschen Mitarbeitern und ca. 180 Ortskräften. Darüber hinaus wer-

den Projekte in 4 weiteren Ländern (Kapverden, Togo, Mauritius, DR Kongo) durchgeführt, die 

jeweils von einem angrenzenden Büro oder der Zentrale mitbetreut werden. Für diese Arbeit 

standen im Jahre 2005 ca. 12 Mio. € zur Verfügung. 

 

Weitere Informationen sowie FES-Publikationen zu Afrika finden Sie auf unserer Homepage un-

ter: http://www.fes.de/international/afrika.  

 

 

Friedrich-Ebert-Stiftung 

Referat Afrika 

Abteilung Internationale Entwicklungszusammenarbeit 

 

Leiter: Dr. Werner Puschra 

Godesberger Allee 149 

53175 Bonn 

Tel.: +49 228 883-576 

Fax: +49 228 883-623 

 


